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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Telefon Lüneburg 

 LG3e  08.01.2021 

Rundverfügung Nr. 01 / 2021  
 
Zur Anwendung der Niedersächsischen Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung des 

Corona-Virus SARS-CoV-2 (Niedersächsische Corona-Verordnung) vom 30. Oktober 2020 (Nds. 

GVBl. S. 368), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 08.01.2021 (Nds. GVBl. S. 

3) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur Anwendung der o.a. Verordnung ergehen folgende Hinweise: 

 

1. Untersagung des Schulbesuchs von Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft bis zum 

Ablauf des 31. Januar 2021 

 

Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 Niedersächsische Corona-Verordnung ist bis zum Ablauf des 31. Januar 

2021 für alle Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft der Schulbesuch untersagt, ausgenom-

men hiervon ist der Schulbesuch für schriftliche Arbeiten.  

 

Von der Untersagung ausgenommen sind ferner 

 

1. der 9. und 10. Schuljahrgang, soweit an der Schule in diesen Schuljahrgängen im Schuljahr 

2020/2021 Abschlussprüfungen vorgesehen sind, 

2.  der Sekundarbereich II, soweit an der Schule in Lerngruppen dieser Schuljahrgänge im 

Schuljahr 2020/2021 Abschlussprüfungen vorgesehen sind,  
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3.  ab dem 18. Januar 2021 die Schuljahrgänge 1 bis 4, und  

4. ab dem 18. Januar 2021 die Förderschulen im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung.  

Der Unterricht, außerunterrichtliche Angebote der Ganztagsschule sowie sonstige schulische Veran-

staltungen der von der Untersagung ausgenommenen Schuljahrgänge und Förderschulen im Förder-

schwerpunkt geistige Entwicklung finden grundsätzlich in geteilten Lerngruppen statt. Die Lerngruppen 

sollen in ihrer Personenzusammensetzung möglichst unverändert bleiben. Die Gruppengröße darf in 

der Regel 16 Personen nicht überschreiten. 

 

 

Es ergehen dazu folgende verbindliche Weisungen an die Schulen in öffentlicher Trägerschaft: 

 

 

a) Lerngruppen, die einschließlich Lehrkraft, pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-

wie Schulbegleitungen, die maximale Personenzahl von 16 nicht überschreiten, müssen nicht 

geteilt werden. Lerngruppen, die die maximale Personenzahl von 16 überschreiten (z.B. Schul-

jahrgang 13), können nur fortgeführt werden, wenn aufgrund der räumlichen Gegebenheiten 

gewährleistet ist, dass das Abstandsgebot eingehalten wird.  

 

b) Bis zum Ablauf des 31. Januar 2021 können schriftliche Arbeiten sowohl im Szenario B und 

auch im Szenario C nur in der Gymnasialen Oberstufe und als abschlussrelevante Arbeiten 

an den berufsbildenden Schulen in der Schule geschrieben werden. Für die Gewährleistung 

des Abstandsgebotes ist in diesem Fall ausnahmslos Sorge zu tragen.  

 

c) An von der Unterrichtsuntersagung ausgenommenen offenen Ganztagsschulen findet kein 

Nachmittagsangebot statt. Angebote an von der Unterrichtsuntersagung ausgenommenen teil-

gebundenen und vollgebundenen Ganztagsschulen an Tagen mit für alle Schülerinnen und 

Schüler verpflichtendem Ganztagsangebot können weiterhin stattfinden, allerdings nur unter 

Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln. 

 

d) Schulleitungen, Lehrkräfte sowie sonstige schulische Bedienstete im Landesdienst haben wäh-

rend der Untersagung des Schulbesuchs grundsätzlich gemäß ihres individuellen Stunden- 

oder Einsatzplans ihrer Unterrichtsverpflichtung zu Hause oder in der Schule nachzukommen 

oder außerunterrichtliche Aufgaben, z.B. die Notbetreuung, zu gewährleisten. Die Schulleitung 
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kann in eigener Verantwortung entscheiden, ob Lehrkräfte – insbesondere auch Schwerbehin-

derte und Teilzeitkräfte – mit Wahrnehmung von außerunterrichtlichen Aufgaben zu Hause be-

traut werden.  

 
e) Verbeamtete Lehrkräfte behalten während der Untersagung ihren Anspruch auf Besoldung. 

Die Unterrichtsuntersagung betrifft den unterrichtlichen Teil der Arbeitszeit der Lehrkräfte in 

der Schule. Die durch die Unterrichtsuntersagung ausfallenden Unterrichtsstunden gelten im 

Sinne des § 4 Abs. 2 Nds. ArbZVO-Schule als erteilt. Die Lehrkräfte befinden sich weiterhin im 

Dienst. Bei Beschäftigten im Szenario C gilt die Arbeitsleistung als nicht abgerufen. Der An-

spruch auf Zahlung des Entgelts besteht fort. Die Arbeitsleistung muss weiterhin angeboten 

werden. 

 
f) Bis mindestens zum Ablauf des 31. Januar 2021 ist für Kinder im Schulkindergarten und für 

Schülerinnen und Schüler in der Regel der Schuljahrgänge 1 bis 6 in der Zeit von 8.00 Uhr bis 

13.00 Uhr eine Notbetreuung zu gewährleisten. Über diesen zeitlichen Rahmen hinaus kann 

eine zeitlich erweiterte Notbetreuung an Ganztagsschulen stattfinden. Die Notbetreuung ist auf 

das notwendige und epidemiologisch vertretbare Maß zu begrenzen. Die Notbetreuung dient 

dazu, Kinder aufzunehmen, bei denen mindestens eine Erziehungsberechtigte oder ein Erzie-

hungsberechtigter in betriebsnotwendiger Stellung in einem Berufszweig von allgemeinem öf-

fentlichen Interesse tätig ist. Zulässig ist auch die Betreuung in besonderen Härtefällen, wie 

etwa für Kinder, deren Betreuung aufgrund einer Entscheidung des Jugendamtes zur Siche-

rung des Kindeswohls erforderlich ist, sowie bei drohender Kündigung oder erheblichem Ver-

dienstausfall für mindestens eine Erziehungsberechtigte oder einen Erziehungsberechtigten.  

Für die Notbetreuung an Schulen gelten die Vorgaben des Szenarios B. Das heißt, die Grup-

pen dürfen die maximale Größe von 16 Personen (wie im Szenario B auch für die Lerngruppen 

gültig) nicht überschreiten und das Einhalten der Abstandsregeln (mindestens 1,5 Meter) sowie 

der Hygieneregeln muss gewährleistet sein.  

 

 

Den Schulen in freier Trägerschaft wird empfohlen, sich an diesen Weisungen zu orientieren. 
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2. Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in Schulen in öffentlicher und freier 

Trägerschaft bei Ausnahmen von der Untersagung des Schulbesuchs  

 

Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 7 Niedersächsische Corona-Verordnung besteht bis zum 31. Januar 2021 

für alle Schuljahrgänge, die von der Untersagung des Schulbesuchs ausgenommen sind, einschließ-

lich des Primarbereichs und unabhängig von einer Inzidenz oder einer Betroffenheit eine Ver-

pflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung auch im Unterricht. Abweichend hiervon darf 

die Mund-Nasen-Bedeckung abgenommen werden, soweit und solange die pflichtige Person einen 

Sitzplatz eingenommen hat und der Mindestabstand dauerhaft eingehalten werden kann.  

Weiterhin gilt die Verpflichtung nach § 13 Abs. 1 Satz 6, wonach jede Person außerhalb von Unter-

richts- und Arbeitsräumen eine Mund-Nasen-Bedeckung in von der Schule besonders gekennzeich-

neten Bereichen zu tragen hat, in denen aufgrund der örtlichen Gegebenheiten die Einhaltung des 

Abstandsgebots Gruppe nicht gewährleistet werden kann. 

 

Es ergehen dazu folgende verbindliche Weisungen an die Schulen in öffentlicher Trägerschaft: 

 

 

a) Personen, denen aufgrund einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung 

oder einer Vorerkrankung zum Beispiel einer schweren Herz- oder Lungenerkrankung das Tra-

gen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht zumutbar ist und dies durch ein ärztliches Attest oder 

eine vergleichbare amtliche Bescheinigung glaubhaft machen können, sind von der Verpflich-

tung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung ausgenommen. 

 

b) Soweit bei der Schule ein Befreiungstatbestand von der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung glaubhaft gemacht wird, muss sich aus einem aktuellen Attest oder einer aktuellen 

vergleichbaren amtlichen Bescheinigung nachvollziehbar ergeben, welche konkret zu benen-

nende gesundheitliche Beeinträchtigung auf Grund des Tragens der Mund-Nasen-Bedeckung 

im Unterricht alsbald zu erwarten ist und woraus diese im Einzelnen resultiert. Wenn relevante 

Vorerkrankungen vorliegen, sind diese konkret zu benennen. Darüber hinaus muss im Regel-

fall erkennbar werden, auf welcher Grundlage die attestierende Ärztin oder der attestierende 

Arzt zu ihrer oder seiner Einschätzung gelangt ist. 

 

c) Die Mund-Nasen-Bedeckung kann im Unterricht kurzzeitig von einzelnen Personen abgenom-

men werden, wenn dies zwingend für die Unterrichtsziele erforderlich ist, z.B. im Sprachunter-



- 5 - 

richt oder im Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Un-

terstützung, insbesondere im Förderschwerpunkt Sprache. Im Sportunterricht kann ebenfalls 

vom Tragen der Mund-Nasen-Bedeckung abgesehen werden, wenn die Vorgaben für den 

Schulsport im Übrigen eingehalten werden. 

 

d) Die Atteste bzw. vergleichbaren amtlichen Bescheinigungen dürfen nicht in die Schülerakte 

bzw. Personalakte aufgenommen werden. Es ist ausreichend, wenn in der betreffenden Akte 

vermerkt wird, dass ein aktuelles Attest oder eine vergleichbare aktuelle amtliche Bescheini-

gung vorgelegt wurde.  

 
 

Den Schulen in freier Trägerschaft wird empfohlen, sich an diesen Weisungen zu orientieren. 

 

 

3. Untersagung von Schulfahrten für Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft 

 

Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 9 Niedersächsische Corona-Verordnung sind Schulfahrten bis zum 31. Ja-

nuar 2021 untersagt. Schulfahrten in diesem Sinne sind Schulveranstaltungen, die mit Fahrtzielen 

außerhalb des Schulstandortes verbunden sind, mit denen definierte Bildungs- und Erziehungsziele 

verfolgt werden; dazu zählen auch Schüleraustauschfahrten und Schullandheimaufenthalte sowie 

ebenfalls unterrichtsbedingte Fahrten zu außerschulischen Lernorten. 

 
 
 
Diese Rundverfügung 01 / 2021 ersetzt die Rundverfügung der Niedersächsischen Landes-

schulbehörde 29 / 2020 vom 30.11.2020.   

 

Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an die für Sie zuständige schulfachliche Dezernentin oder Ih-

ren zuständigen schulfachlichen Dezernenten oder an die für Sie zuständige Servicestelle in dem 

zuständigen Regionalen Landesamt für Schule und Bildung Lüneburg.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Im Auftrage 
 
(Diese Rundverfügung wurde elektronisch erstellt und trägt keine Unterschrift.) 


